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Ges e tz für d ie  Bib lio theken  in  Schles wig-Hols te in  
und  zur Änderung de s  Landes pres s eges e tzes  
 
A. Problem 
Das Grundgesetz gewährleistet in Artikel 5 mit der Meinungs- und Pressefreiheit zu-
gleich das Grundrecht „sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu un-
terrichten“. Bibliotheken sind zentrale Orte für die Realisierung dieses Grundrechts. 
Die Verfassung des Landes Schleswig-Holstein spricht sich in Art. 13 Absatz 3 aus-
drücklich für die Förderung des Büchereiwesens als Aufgabe des Landes, der Ge-
meinden und der Gemeindeverbände aus. Darüber hinaus ergibt sich insbesondere 
eine Förderung des Bibliothekswesens aus § 17 Abs. 1 des Gesetzes über den Fi-
nanzausgleich in Schleswig-Holstein (Finanzausgleichsgesetz FAG). 
 
Bibliotheken gehören neben den Schulen und Hochschulen zu den wichtigsten Bil-
dungseinrichtungen des Landes, sie dienen der Aus- und Weiterbildung der Bürge-
rinnen und Bürger, der Lese- und Sprachförderung, der kulturellen Teilhabe und so-
zialen Integration und sind zugleich Einrichtungen, die das kulturelle Erbe des Lan-
des dokumentieren, erhalten und zugänglich machen. Mit dem vorgelegten Gesetz 
soll die für einen Kulturstaat angemessene rechtliche Aufwertung des Bibliotheks-
wesens erreicht werden. Bibliotheken zu stärken bedeutet auch, die Infrastruktur der 
Gemeinden im ländlichen Raum angesichts des demografischen Wandels zu er-
halten. 
 
Die Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages stellte 
in ihrem Abschlussbericht 2007 die mangelnde rechtliche und strukturelle Präzisie-
rung der deutschen Bibliothekslandschaft fest und sie empfahl den Ländern, zur Be-
hebung dieses Mangels sowie zur Regelung von Aufgaben und Finanzierung der 
öffentlichen Bibliotheken eigene Bibliotheksgesetze zu erlassen. 
 
Zu der Notwendigkeit eines Bibliotheksgesetzes heißt es im Koalitionsvertrag: "Wenn 
es um die Vermittlung von Bildung und Kultur geht, spielen die Bibliotheken eine her-
ausragende Rolle. Die Landesregierung wird deshalb in der ersten Hälfte der Legis-
laturperiode einen Entwurf eines Bibliotheksgesetzes einbringen, mit dem die Förde-
rung der Bibliotheken und wissenschaftlichen Bibliotheken im Land und deren Arbeit 
erstmals auf eine eigenständige, solide Grundlage gestellt wird." 
 
B. Lös ung 
Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes für die Bibliotheken in Schleswig-Holstein 
(BiblG) dient der gesetzlichen Regelung des Bibliothekssystems durch Beschreibung 
der Bibliothekslandschaft in Schleswig-Holstein, der Aufgaben und Funktionen der 
Bibliothekstypen und ihres Beitrags zur Kultur- und Bildungspolitik des Landes. Er 
bündelt zudem die wesentlichen bibliotheksrechtlichen Bestimmungen des Landes-
rechts an einer Stelle. Das Gesetz weist den Bibliotheken und ihren Trägern keine 
neuen Aufgaben zu, sondern beschreibt Qualitätskritierien für die Bibliotheken und 
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definiert die bestehenden Aufgaben als Bildungs- und Kultureinrichtungen. Ziel die-
ses Gesetzesentwurfs ist es, vorrangig zur Bestandssicherung des Bibliotheks-
systems in struktureller Hinsicht beizutragen und gleichzeitig eine Grundlage für die 
Weiterentwicklung des Systems zu liefern. 
 
Darüber hinaus werden die gesetzlichen Regelungen zu den Pflichtexemplaren aus 
dem Landespressegesetz in das Bibliotheksgesetz überführt und novelliert. Mit der 
Benennung der Landesbibliothek als Landesoberbehörde wird die Gleichrangigkeit 
zu den Landesoberbehörden des Denkmalschutzes und Archivwesens herausge-
stellt. 
 
C. Alte rna tiven  
Keine. 
 
D. Kos ten  und  Verwaltungs aufwand 
 
1. Kos ten  
Im Einzelplan 09 sind zur Stärkung des Bibliothekswesens im Zusammenhang mit 
dem Bibliotheksgesetz bei Titel 0904 – 684 05 (MG 06) 430,0 T€ mit einer Ermäch-
tigung für das Finanzministerium, auf Antrag des MJKE Titel einzurichten und Haus-
haltsmittel umzusetzen, veranschlagt.  
Die neue gesetzliche Regelung zur Einführung der elektronischen Pflichtexemplar-
regelung wird zusätzliche finanzielle Aufwendungen verursachen, die aus dem oben 
genannten Titel geleistet werden. Sie werden so weit wie möglich minimiert durch die 
durch Verordnung festzulegende Zentralisierung der elektronischen Pflichtexemplar-
regelung an der Universitätsbibliothek der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel. In 
2016 wird nach Absprache mit der CAU und dem Wissenschaftsministerium an der 
Universitätsbibliothek eine Stelle geschaffen, die die Aufgabe hat, die neue elektro-
nische Pflichtexemplarregelung effizient mit Blick auf Technik und Personal sowie 
bundesweite Anknüpfungspunkte (z.B. Deutsche Nationalbibliothek) konzeptionell im 
Rahmen eines befristeten Projekts zu erarbeiten.  
Die weiter veranschlagten Haushaltsmittel sollen mit Blick auf zukunftsorientierte An-
sprüche und Handlungsfelder wie Integration, Digitalisierung und Inklusion auf Antrag 
zur Unterstützung von innovativen Projekten an Bibliotheken und die Vergabe eines 
Bibliothekspreises genutzt werden. Näheres wird durch eine Projektförderrichtlinie 
geregelt. 
Es werden keine weiteren unmittelbaren Mehrkosten oder Konnexitätskosten er-
wartet. Gleichwohl entstehende Mehrkosten werden innerhalb des Kulturbudgets des 
Einzelplans 09 gedeckt. 
 
2. Verwaltungs aufwand 
Die im Gesetz vorgesehene Verordnung zur künftigen Regelung der elektronischen 
Pflichtexemplarsammlung wird im Rahmen der regulären Verwaltungsarbeit im MJKE 
erbracht. 
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3. Aus wirkungen auf d ie  priva te  Wirts chaft 
Auswirkungen auf die private Wirtschaft sind nicht zu erwarten. 
 
E. Länderübergre ifende Zus ammenarbe it 
Nicht betroffen. 
 
F. Information  des  Landtages  nach  Artike l 28 de r Landes verfas s ung 
Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages ist mit Schreiben vom  
4. November 2015 von dem Gesetzesentwurf unterrichtet worden. 
 
G. Federführung 
 
Federführend ist das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa. 
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Gesetz für die Bibliotheken in Schleswig-Holstein 
und zur Änderung des Landespressegesetzes 

 
 

Vom … 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
Gesetz für die Bibliotheken in Schleswig-Holstein (Bibliotheksgesetz – BiblG) 
 
 
 
Inhaltsübersicht 
 
Präambel 
Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Zweck und Begriffsbestimmungen 
§ 2 Allgemeine Aufgaben von Bibliotheken 
Abschnitt 2: Bibliotheken in Schleswig-Holstein 
§ 3 Öffentliche Bibliotheken 
§ 4 Wissenschaftliche Bibliotheken 
§ 5 Schulbibliotheken und Bibliotheken für den Dienstgebrauch  
§ 6 Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek 
§ 7 Finanzierung und Benutzungsentgelt 
§ 8 Datenschutz und Belegexemplare 
Abschnitt 3: Pflichtexemplare 
§ 9 Anbietungspflicht und Pflichtbibliotheken 
§ 10 Verfahren der Anbietung und Ablieferung 
§ 11 Verordnungsermächtigung 
§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
 
 
Präambel 
Die Bibliotheken im Land Schleswig-Holstein sind für alle Menschen frei zugänglich 
und gewährleisten damit flächendeckend in besonderer Weise das Grundrecht, sich 
aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert unterrichten zu können. Biblio-
theken sind Partner für Bildung, Kultur, Wissenschaft und lebenslanges Lernen. Sie 
zählen damit zum Kernbereich der öffentlichen Daseinsvorsorge. Sie sind Standort-
faktor und im Rahmen der Sozialraum- und Stadtentwicklungsplanung sowie bei 
Maßnahmen zur Förderung digitaler Infrastruktur und digitaler Angebote im Bereich 
von Bildung und Kultur zu berücksichtigen. 
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Bibliotheken gehören neben den Schulen und Hochschulen zu den wichtigsten  
Bildungseinrichtungen des Landes und bilden in ihrer Gesamtheit einen heraus-
ragenden Bestandteil der kulturellen Infrastruktur in Schleswig-Holstein. Dieses Ge-
setz soll die bibliothekarische Grundversorgung in Schleswig-Holstein und damit den 
bedarfsgerechten und bürgerorientierten Erhalt und Ausbau der Bibliotheken, wie im 
Landesentwicklungsplan vorgesehen, sicherstellen. Es konkretisiert die besondere 
Bedeutung der Bibliotheken in Schleswig-Holstein für die Pflege von Bildung, Kultur 
und Wissenschaft, die Verwirklichung von Grundrechten, die demokratische Willens-
bildung und für das Miteinander von Kulturen. Das Gesetz betont die Stellung der 
Bibliotheken in der digitalen Gesellschaft als unverzichtbare Partner für die kulturelle 
Bildung. Die Bibliotheken im Land sind nach Maßgabe dieses Gesetzes angehalten, 
untereinander und mit anderen Einrichtungen der Bildung, Kultur und Wissenschaft  
– auch im Hinblick auf zukunftsorientierte Ansprüche und Handlungsfelder wie Inte-
gration, Digitalisierung und Inklusion – zu kooperieren. Dies gilt auch für ihre Träger 
im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit. 
 
 
Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 Zweck und Begriffsbestimmung 
 
(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, die bestehende Bibliotheksstruktur in Schleswig-
Holstein zu sichern und die Grundlagen für deren Weiterentwicklung zu schaffen. 
 
(2) Eine Bibliothek im Sinne dieses Gesetzes ist jede vom Land, den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verfassung des Landes Schles-
wig-Holstein sowie von den unter der Aufsicht des Landes stehenden juristischen 
Personen unterhaltene Einrichtung, die unter archivarischen, ökonomischen und sy-
noptischen Gesichtspunkten Bücher und andere Medienwerke für die Benutzerinnen 
und Benutzer sammelt, ordnet und zugänglich macht. Für Bibliotheken in privater 
Trägerschaft und Bibliotheken gemeinnütziger Träger gilt dieses Gesetz, soweit es 
besonders bestimmt ist. 
 
(3) Medienwerke sind alle Darstellungen in Schrift, Bild und Ton, die in körperlicher 
Form verbreitet oder in unkörperlicher Form der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden. Medienwerke in körperlicher Form sind alle Darstellungen auf Papier, elekt-
ronischen Datenträgern und anderen Trägern. Medienwerke in unkörperlicher Form 
sind alle Darstellungen in öffentlichen Netzen. 
 
§ 2 Allgemeine Aufgaben von Bibliotheken 
 
(1) Die Bibliotheken in Schleswig-Holstein dienen der Erfüllung von Aufgaben im Be-
reich von Kultur und Bildung sowie von Wissenschaft und Forschung. Sie bewahren 
schriftliches Kulturgut, unterstützen mit ihren Beständen das Angebot anderer Kultur-, 
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Wissenschafts- und Bildungseinrichtungen und tragen zum Miteinander von Kulturen 
bei. 
 
(2) Bibliotheken in Schleswig-Holstein sind Dienstleister der modernen Wissens-
gesellschaft, die Wissen als Allgemeingut versteht, an dem jedes Mitglied der  
Gesellschaft teilhaben und mitwirken kann. Sie stärken die Lese-, Medien- und  
Informationskompetenz ihrer Nutzerinnen und Nutzer durch geeignete Maßnahmen 
sowie durch Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen der Kultur und Bildung und 
untereinander. Sie leisten Beiträge zur Bewahrung des kulturellen Erbes und zum 
Erhalt der Regional- und Minderheitensprachen. 
 
(3) Das Land, die Gemeinden und die Gemeindeverbände gewährleisten in gemein-
samer Verantwortung und gegenseitiger Verpflichtung die bibliothekarische Grund-
versorgung der Öffentlichkeit. Dies umfasst insbesondere die Förderung der allge-
meinen, beruflichen, wissenschaftlichen und kulturellen Bildung durch Bereitstellung 
von Beständen und Angeboten allgemeiner Art. 
 
(4) Bibliotheken in Schleswig-Holstein wirken bei der Erfüllung regionaler und über-
regionaler Aufgaben, bei der Entwicklung neuer Dienstleistungen, im Rahmen von 
konsortionalen Erwerbungen, bei der Fernleihe sowie bei der Aus-, Fort- und Weiter-
bildung in bibliothekarischen Berufen zusammen. Sie sollen mit Schulen und an-
deren Bildungseinrichtungen zusammenarbeiten und sie gemeinsam mit den zu-
ständigen Fachministerien beim Aufbau lernspezifischer Angebote unterstützen. 
 
(5) Bibliotheken richten sich mit ihren Angeboten auf Zielgruppen mit besonderer ge-
sellschaftlicher Relevanz aus, insbesondere auch, um Ungleichheiten auszugleichen. 
Die besonderen Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen sowie von Menschen mit 
Behinderung sind zu berücksichtigen und nach Möglichkeit die gleichberechtigte Teil-
habe, die soziale Inklusion und Barrierefreiheit fortzuentwickeln. 
 
(6) Um ihre Aufgaben erfüllen zu können, müssen Öffentliche und wissenschaftliche 
Bibliotheken nachfolgende Kriterien erfüllen: 
 1. regelmäßige Öffnungszeiten, 
 2. einen angemessenen Medienetat, 
 3. eine angemessene Personalausstattung hinsichtlich Anzahl und fachlicher 

Qualifikation, 
 4. eine geeignete Räumlichkeit inklusive Mobiliar und IT-Ausstattung und 
 5. die Erschließung und Veröffentlichung der Medienbestände in Katalogen, die 

lokal oder über öffentliche Netze zur Verfügung gestellt werden. 
 
 
 
  



Drucksache 18/3800 Schleswig-Holsteinischer Landtag – 18. Wahlperiode 
 

8 

Abschnitt 2: Bibliotheken in Schleswig-Holstein 
 
§ 3 Öffentliche Bibliotheken 
 
(1) Öffentliche Bibliotheken sind Bibliotheken in Rechtsträgerschaft der Gemeinden 
und Kreise. Sie sind bei der Auswahl ihrer Medien unabhängig und an Weisungen 
nicht gebunden. Sie sollen in besonderer Weise der Lese- und Lernförderung von 
Kindern und Jugendlichen, der Förderung der schulischen, beruflichen und kultu-
rellen Bildung insbesondere in Zusammenarbeit mit Kultur-, Wissenschafts- und  
Bildungseinrichtungen dienen. Sie vermitteln Medien- und Informationskompetenz. 
Bibliotheken in privater Trägerschaft und Bibliotheken anderer gemeinnütziger Träger 
können mit Zustimmung der zuständigen Gemeinde die Funktion einer Öffentlichen 
Bibliothek erfüllen. Dazu zählen auch die Bibliotheken in der Trägerschaft der Dansk 
Centralbibliotek for Sydslesvig e.V. 
 
(2) Öffentliche Bibliotheken sollen hauptamtlich von bibliothekarischen Fachkräften 
geführt werden. 
 
(3) In Abstimmung untereinander gewährleisten die Gemeinden und Gemeinde-
verbände durch das System der Öffentlichen Bibliotheken, dass alle Einwohnerinnen 
und Einwohner in angemessener räumlicher Nähe und unter zumutbaren zeitlichen 
Bedingungen Zugang zu einer Öffentlichen Bibliothek haben. Soweit Standbiblio-
theken nicht eingerichtet sind, können Fahrbibliotheken vorgehalten werden. 
 
(4) Der Büchereiverein sowie die von ihm unterhaltene Büchereizentrale mit Dienst-
leistungs- und Fachstellenfunktionen unterstützen das Land bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben zur Förderung des Öffentlichen Bibliothekswesens gemäß Artikel 13 Ab-
satz 3 der Landesverfassung. 
 
§ 4 Wissenschaftliche Bibliotheken 
 
(1) Wissenschaftliche Bibliotheken in Schleswig Holstein sind Bibliotheken in direkter 
Trägerschaft des Landes, Bibliotheken der unter der Rechtsaufsicht des Landes  
stehenden Hochschulen oder Forschungseinrichtungen, deren Bestände besonders 
auf die Bedürfnisse von Wissenschaft, Forschung und Lehre ausgerichtet sind. Sie 
stehen unbeschadet ihrer besonderen Aufgaben für Forschung, Lehre und Studium 
allen Menschen für die private und berufliche wissenschaftliche Bildung zur Ver-
fügung. Dazu zählen auch die Bibliothek des Nordfriisk Instituut und die Bibliothek 
der Ferring-Stiftung auf Föhr. 
 
(2) Die Bibliotheken und Forschungseinrichtungen an den Hochschulen wirken bei 
der freien und ungehinderten Verbreitung und Zugänglichmachung wissenschaft-
licher Arbeiten (Open Access) mit und unterstützen die mit ihnen verbundenen Ein-
richtungen bei der Verfolgung dieses Ziels.  
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(3) Die Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschaftswissenschaften – Leibniz-Informa-
tionszentrum Wirtschaft sammelt und erschließt weltweit erscheinende wirtschafts-
wissenschaftliche Literatur. Sie erfüllt unbeschadet anderer gesetzlicher Bestimmun-
gen ihren überregionalen Versorgungsauftrag in besonderer Weise durch digitale 
und vernetzte Dienstleistungen. 
 
(4) Die Bibliothek der Hansestadt Lübeck hat als wissenschaftliche Stadtbibliothek 
regionalbibliothekarische Funktionen und steht in der Trägerschaft der Stadt Lübeck. 
Sie ist organisatorisch mit den Öffentlichen Bibliotheken desselben Trägers ver-
bunden und gemeinsam zuständig für die Versorgung mit Medienwerken. 
 
(5) Die Eutiner Landesbibliothek hat als regionale Forschungsbibliothek spezialbiblio-
thekarische Funktionen hinsichtlich der historischen Reiseliteratur, der Geschichte 
Ostholsteins und des Literatur- und Informationsspektrums des 18. Jahrhunderts. In 
Trägerschaft der „Stiftung Eutiner Landesbibliothek“ nimmt sie gleichermaßen biblio-
thekarische Aufgaben wahr und betreibt wissenschaftliche Forschungsarbeit. 
 
§ 5 Schulbibliotheken und Bibliotheken für den Dienstgebrauch 
 
(1) Die an den öffentlichen Schulen bestehenden Schulbibliotheken widmen sich vor-
rangig den Bedürfnissen der Lernenden und Lehrenden an den jeweiligen Schulen. 
Sie dienen in Zusammenarbeit mit anderen Öffentlichen und wissenschaftlichen Bib-
liotheken im besonderen Maße der Lese- und Lernförderung sowie der Vermittlung 
von Medien- und Informationskompetenz.  
 
(2) Bibliotheken für den Dienstgebrauch, der Verwaltung und der Gerichte sowie des 
Schleswig-Holsteinischen Landtags stehen für die Allgemeinheit nur dann zur Ver-
fügung, wenn die gewünschten Medienwerke in anderen Bibliotheken des Landes 
nicht vorhanden sind und dienstliche Belange nicht beeinträchtigt werden. Im Übri-
gen entscheidet die Leitung der jeweiligen Dienststelle über den Zugang zur Biblio-
thek. 
 
§ 6 Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek 
 
(1) Die Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek ist eine Landesoberbehörde mit 
Sitz in Kiel im Geschäftsbereich des für Kultur zuständigen Ministeriums und wird als 
öffentlich zugängliche Einrichtung geführt. Ihre Zuständigkeit erstreckt sich auf das 
ganze Land. 
 
(2) Die Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek hat als wissenschaftliche Bibliothek 
die Aufgabe, Medienwerke sowie weiteres Kulturgut mit Bezug zur Geschichte und 
Landeskunde des Landes Schleswig-Holstein und seiner Nachbargebiete, insbeson-
dere Dänemarks, zu sammeln, zu archivieren, zu erschließen, nachhaltig zu erhal-
ten, bibliographisch nachzuweisen und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.  
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§ 7 Finanzierung und Benutzungsentgelt 
 
(1) Die Bibliotheken werden von ihren Trägern finanziert. 
 
(2) Das Land Schleswig Holstein stellt in gemeinsamer Verantwortung mit den Ge-
meinden und Gemeindeverbänden gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verfassung des 
Landes Schleswig-Holstein aus dem Finanzausgleichsgesetz Mittel zur Förderung 
des Öffentlichen Bibliothekswesens über den Büchereiverein zur Verfügung. 
 
(3) Die Vorort-Nutzung der Bestände der Bibliotheken ist kostenfrei, sofern nicht  
lizenz- oder urheberrechtliche Bestimmungen entgegenstehen. Für die Inanspruch-
nahme darüber hinausgehender Leistungen können die Träger angemessene und 
sozial ausgewogene Benutzungsentgelte festlegen. 
 
§ 8 Datenschutz und Belegexemplare 
 
(1) Bibliotheken dürfen zur Erschließung und Verzeichnung ihrer Bestände personen-
bezogene Daten verarbeiten und über öffentliche Netze zur Verfügung stellen. So-
weit es sich dabei um Nachlässe und anderes nicht veröffentlichtes Material handelt, 
finden die Vorschriften des Landesarchivgesetzes vom 11. August 1992 (GVOBl. 
Sch.-H. S. 444, ber. S. 498), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Januar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 21), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt 
durch Verordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143), entsprechende An-
wendung.  
 
(2) Bibliotheken können in ihren Benutzungsbestimmungen die unentgeltliche Ab-
gabe eines Belegexemplares jeder unter maßgeblicher Benutzung von Altbestand, 
Nachlässen oder anderen besonderen Beständen hergestellten oder vervielfältigten 
Medienwerks verlangen. Ist die kostenfreie Ablieferung, insbesondere wegen einer 
niedrigen Auflage oder hoher Herstellungskosten, nicht zumutbar, gilt § 10 Absatz 2 
entsprechend. 
 
 
Abschnitt 3: Pflichtexemplare 
 
§ 9 Anbietungspflicht und Pflichtbibliotheken 
 
(1) Von jedem Medienwerk, das im Geltungsbereich dieses Gesetzes verbreitet oder 
öffentlich zugänglich gemacht wird, ist unabhängig von seiner Herstellungsart oder 
seiner Wiedergabeform jeweils ein Exemplar unaufgefordert und unmittelbar nach 
Beginn der Verbreitung oder öffentlichen Zugänglichmachung den Pflichtbibliotheken 
(Absatz 4) anzubieten und auf deren Verlangen unentgeltlich und auf eigene Kosten 
abzuliefern (Pflichtexemplar). 
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(2) Anbietungspflichtig ist, wer berechtigt ist, ein Medienwerk zu verbreiten oder  
öffentlich zugänglich zu machen und den Sitz, eine Betriebsstätte oder den Haupt-
wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 
 
(3) Der Anbietungspflicht dieses Gesetzes unterliegen nicht 
 1. Veröffentlichungen, die ausschließlich amtliche Mitteilungen enthalten, 
 2. Pressemitteilungen, Newsletter und Pressespiegel, 
 3. Medienwerke, die ausschließlich gewerblichen oder geschäftlichen Zwecken 

wie der Kundeninformation, der Information und Instruktion von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern oder der Verkehrsabwicklung dienen, und 

 4. Filmwerke sowie Rundfunksendungen, soweit sie nicht als körperliche Werke 
publiziert werden. 

 
(4) Die Aufgabe der Sammlung der Pflichtexemplare nehmen die Universitäts-
bibliothek Kiel, die Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek und die Bibliothek der 
Hansestadt Lübeck gemeinsam wahr. 
 
(5) Von den Pflichtbibliotheken ist in gegenseitiger Absprache sicherzustellen, dass 
von den in Schleswig-Holstein hergestellten oder veröffentlichten Büchern und ande-
ren Medienwerken wenigstens ein Pflichtexemplar gesammelt, erschlossen und in 
geeigneter Form auf Dauer gesichert und für die Allgemeinheit nutzbar gehalten wird, 
soweit an dessen Sicherung ein öffentliches Interesse besteht. 
 
(6) Mit der Ablieferung eines Medienwerkes auf einem elektronischen Datenträger oder 
eines Medienwerkes in unkörperlicher Form erhalten die Pflichtbibliotheken das Recht, 
das Werk zu speichern, zu vervielfältigen und in eine andere Form zu bringen oder die-
se Handlungen in ihrem Auftrag vornehmen zu lassen, soweit dies notwendig ist, um 
das Medienwerk in die Sammlung aufzunehmen, zu erschließen und für die Benutzung 
bereitstellen zu können sowie seine Erhaltung und Benutzbarkeit dauerhaft zu sichern. 
Entgegenstehende technische Maßnahmen sind vor der Ablieferung aufzuheben. 
 
(7) Mit der Ablieferung eines Medienwerkes in unkörperlicher Form erhalten die 
Pflichtbibliotheken das Recht, das Werk in ihren Räumen zugänglich zu machen. 
 
§ 10 Verfahren der Anbietung und Ablieferung 
 
(1) Medienwerke in körperlicher Form sind den Pflichtbibliotheken binnen eines Mo-
nats seit Beginn der Verbreitung, Medienwerke in unkörperlicher Form sind den 
Pflichtbibliotheken binnen einer Woche seit dem Beginn der öffentlichen Zugäng-
lichmachung anzubieten. 
 
(2) Für Medienwerke in körperlicher Form gewährt die die Ablieferung verlangende 
Bibliothek auf Antrag einen angemessenen Zuschuss zu dem anzubietenden Medi-
enwerk (maximal in Höhe der Selbstkosten), wenn die unentgeltliche Ablieferung 
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wegen hoher Herstellungskosten oder einer geringen Auflage eine unzumutbare Be-
lastung darstellen würde. 
 
(3) Medienwerke in unkörperlicher Form werden unter Einhaltung der von der Deut-
schen Nationalbibliothek für Pflichtexemplare festgelegten technischen Standards 
und Verfahren zur Abholung bereitgestellt oder an die zuständige Pflichtbibliothek 
übermittelt. Abzuliefern sind auch alle Elemente, Software und Werkzeuge, die in ein 
abzulieferndes Medienwerk in unkörperlicher Form eingebunden sind oder die zu 
seiner Darstellung, Speicherung, Benutzung und Langzeitsicherung benötigt werden, 
mit Ausnahme von Standardsoftware. Nach Ablauf eines Monats nach dem Beginn 
der öffentlichen Zugänglichmachung können die Pflichtbibliotheken ein frei zugäng-
liches unkörperliches Medienwerk in ihren Bestand übernehmen und im Rahmen  
ihres gesetzlichen Auftrags nutzen. 
 
(4) Bei periodischen Medienwerken genügt eine Anbietung beim erstmaligen Er-
scheinen und am Beginn jedes Kalenderjahres zum laufenden Bezug. 
 
(5) Kommen die Anbietungspflichtigen ihrer Angebotspflicht nicht nach, sind die 
Pflichtbibliotheken nach einem Monat zur Mahnung und nach fruchtlosem Ablauf  
eines weiteren Monats berechtigt, die Medienwerke auf Kosten der Anbietungspflich-
tigen anderweitig zu beschaffen. 
 
(6) Die Pflichtbibliotheken können auf die Anbietung solcher Medienwerke ver-
zichten, an deren Sammlung, Inventarisierung und bibliographischen Aufzeichnung 
kein öffentliches oder wissenschaftliches Interesse besteht. Ein Anspruch auf Auf-
nahme in eine Sammlung einer zuständigen Stelle besteht nicht. 
 
(7) Die Anbietungspflichtigen haben den Pflichtbibliotheken in jedem Fall, also auch, 
wenn keine Ablieferung erfolgt, unentgeltlich die zu ihrer Aufgabenerfüllung notwen-
digen Auskünfte auf Verlangen zu erteilen. Kommen sie dieser Pflicht nicht nach, 
sind die Pflichtbibliotheken nach Ablauf eines Monats seit Beginn der Verbreitung 
oder öffentlichen Zugänglichmachung berechtigt, die Informationen auf Kosten der 
Anbietungspflichtigen anderweitig zu beschaffen. 
 
§ 11 Verordnungsermächtigung 
 
Näheres zur Zuständigkeit der Pflichtbibliotheken, zur Durchführung des Verfahrens, 
zur Anbietungspflicht, zur Entschädigung und zu Ausnahmen von der Anbietungs-
pflicht regelt das zuständige Ministerium durch Verordnung. 
 
§ 12 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich gegen die Verpflichtungen für körperliche 
Medienwerke aus §§ 9 und 10 verstößt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.  
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(2) Zuständige Verwaltungsbehörde nach § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über die Ordnungswidrigkeiten sind die Landrätinnen und Landräte und die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister der kreisfreien Städte. 
 
 

Artikel 2 
 
 

Änderung des Landespressegesetzes 
 

Das Landespressegesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 105), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Januar 2012 
(GVOBl Schl.-H. S. 266), wird wie folgt geändert: 
1. § 12 wird gestrichen. 
2. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 a) Am Ende von Nummer 2 wird das Komma durch einen Punkt ersetzt. 
 b) Nummer 3 wird gestrichen. 
 
 

Artikel 3 
 
 

Inkrafttreten 
 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
 
 
 
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
 
 
Kiel,                                           
 
 
 
Torsten Albig     Anke Spoorendonk 
Ministerpräsident    Ministerin für Justiz, Kultur und Europa 
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Begründung 
 
 
A.  Allgemeiner Teil 
 
Mit dem Bibliotheksgesetz wird erstmals die Bibliothekslandschaft insbesondere im 
Hinblick auf das Öffentliche Bibliothekswesen in Schleswig-Holstein gesetzlich ge-
sichert. Das Gesetz soll den Bibliotheken dabei helfen, ihre Stellung als unverzicht-
bare Partner für die kulturelle Bildungslandschaft in Schleswig-Holstein zu betonen. 
Sie geben der Gesellschaft die Möglichkeit, Toleranz und Solidarität mit verschiede-
nen Gruppierungen, einschließlich der Minderheiten zu vertiefen und leisten einen 
großen Beitrag zur kulturellen Integration. Bibliotheken ermöglichen es künftigen  
Generationen, Gegenwart und Geschichte zu erfahren, wahrzunehmen, zu inter-
pretieren und zu hinterfragen. 
 
Grundsätzlich sind Bibliotheksgesetze Vorschriften, die durch staatliche Förderung 
den Auf- und Ausbau des Öffentlichen Bibliothekswesens anstreben. Im Vordergrund 
stehen dabei die Qualitäts- und Angebotssicherung. 
 
Das hier vorliegende Bibliotheksgesetz enthält zum einen Regelungen über die  
Landesaufgaben im Bereich des Bibliothekswesens und bündelt zum anderen die 
wesentlichen bibliotheksrechtlichen Bestimmungen im Landesrecht übersichtlich an 
einem Ort. Dazu gehört auch das Pflichtexemplarrecht. Wesentliche Leitmotive des 
Gesetzes sind Bildungsteilhabe und Integration. Durch die Pflege des kulturellen  
Erbes sind Bibliotheken ein wichtiger Bestandteil des kulturellen Gedächtnisses des 
Landes. 
 
Dieses Gesetz dient der gesetzlichen Regelung des bestehenden Bibliotheks-
systems durch Beschreibung der Bibliothekslandschaft in Schleswig-Holstein, der 
Aufgaben und Funktionen der Bibliothekstypen und ihres Beitrags zur Kultur- und 
Bildungspolitik des Landes. Bibliotheken und ihren Trägern werden keine neuen Auf-
gaben zugewiesen, sondern die bestehenden Aufgaben als Bildungs-, Kultur- und 
Wissenschaftseinrichtungen definiert. Außerdem zeigt das Gesetz auch Entwick-
lungsperspektiven auf, die sich an den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen  
orientieren. Dazu zählt die Rolle der Bibliotheken als Orientierungs- und Beratungs-
geber in einer zunehmenden digitalisierten Gesellschaft. Die Gesetzgebung soll zu 
einer rechtlichen Aufwertung und Verwaltungsvereinfachung sowie zur Transparenz 
beitragen, da verschiedene bibliotheksrechtliche Aspekte an einer Stelle zusammen-
gefasst und bestehende Regelungsdefizite aufgegriffen werden. 
 
Zur besseren Lesbarkeit ist das Gesetz in drei Abschnitte gegliedert (Allgemeine 
Bestimmungen, Bibliotheken in Schleswig-Holstein und Pflichtexemplare).  
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Den Einzelregelungen vorangestellt wird auf Wunsch des Ministerpräsidenten eine 
Präambel, welche die gewachsene gesellschaftspolitische Bedeutung der Bibliotheken 
hervorhebt und den Bezug zu der Kulturkonzeption für Schleswig-Holstein „Kulturper-
spektiven Schleswig-Holstein“ (veröffentlicht i.d.F. vom 1. Juli 2014) herstellt. 
 
 
B.  Einzelbegründung  
Abschnitt 1 Allgemeine Bestimmungen 
 
Zu § 1 Zweck und Begriffsbestimmungen 
 
In den Absätzen 1 und 2 finden sich der Gesetzeszweck und die Definition von  
Bibliotheken allgemein als unverzichtbarer Bestandteil der Bildungs- und Kultur-
infrastruktur im Land. Bibliotheken sind Garanten des Grundrechts auf Informations-
freiheit und Meinungsvielfalt. 
 
Zu Absatz 1 
Zweck dieses Gesetzesentwurfs ist es, vorrangig zur Bestandssicherung des Biblio-
thekssystems in struktureller Hinsicht beizutragen, gleichzeitig eine Grundlage für die 
Weiterentwicklung des Systems zu liefern und das bibliotheksrelevante Landesrecht 
zu bündeln. 
 
Zu Absatz 2 
Der Begriff der Bibliothek wird der heutigen Zeit angepasst. Anstelle der bislang ge-
wohnten Bezeichnung „Raum“ bzw. „Gebäude“ wird hier die der „Einrichtung“ ver-
wendet. Die bislang in terminologischen Zusammenhängen angebotenen Bezeich-
nungen „Bücher“, „Materialien“, „literarische Dokumente“ oder „Medien“ werden 
durch den Sammelbegriff „Medienwerk“ ersetzt, der analoge Werke und digitale  
Medien gleichermaßen umfasst, wenngleich sich eine Bibliothek trotz des Medien-
wandels immer noch durch das Leitmedium Buch auszeichnet. Durch eine Anreiche-
rung von elektronischen Serviceleistungen soll eine Gleichstellung der verschiede-
nen Medientypen erreicht werden. Der ökonomische Aspekt berücksichtigt, dass  
Bibliotheken gemäß ihrem Auftrag wirtschaftlich agieren und als Dienstleistungs-
einrichtungen nach dem Prinzip umweltbezogener Wirtschaftlichkeit handeln müs-
sen. Der synoptische Aspekt ist auf die konkrete Aufgabe der aktiven Informations-
versorgung gerichtet. Es wird der Begriff der Bibliothek und nicht der der Bücherei 
verwendet, um Kohärenz mit der Beschreibung, dass auch andere Medienwerke als 
Bücher zum Bestand gehören können, herzustellen. Eine redaktionelle Angleichung 
hinsichtlich der Begriffe „Bibliothek“ statt „Bücherei“ und „Bibliothekswesen“ statt „Bü-
chereiwesen“ wird für die Zukunft auch in der landesweiten Gesetzgebung ange-
strebt. Spezialsammlungen wie etwa Musikbibliotheken werden nicht ausdrücklich 
genannt, da sie innerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes in der Regel als ei-
genständige Fachabteilungen innerhalb großer öffentlicher und wissenschaftlicher 
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Bibliotheken geführt werden und damit auch vom Geltungsbereich des Gesetzes er-
fasst sind. 
 
Zu Absatz 3  
Medienwerke im Sinne dieses Gesetzes werden in Absatz 3 definiert. Dieses umfasst 
alle Darstellungen in körperlicher und unkörperlicher Form, die Text enthalten oder 
mit einem Text verbunden sind, ferner besprochene Tonträger, Notendrucke und 
sonstige graphische Musikaufzeichnungen, Landkarten, Ortspläne und Atlanten. 
 
Zu § 2 Allgemeine Aufgaben von Bibliotheken 
 
§ 2 BiblG beschreibt die allgemeinen Aufgaben von Bibliotheken in Schleswig- 
Holstein. Sie sollen auch Kultur- und Bildungsträger sein und nicht insulär im gesell-
schaftlichen Raum stehen, sondern sich aktiv nach außen öffnen und sich im kultu-
rellen Bildungsraum vernetzen. 
 
Zu Absatz 1 
In Absatz 1 wird die doppelte Aufgabe von Bibliotheken, Kultur und Bildung sowie 
Wissenschaft und Forschung gleichermaßen zu dienen, hervorgehoben. Durch die 
ausdrückliche Benennung des Kulturbereiches wird insbesondere auch auf die  
kulturpolitischen Ziele des Landes Bezug genommen. 
 
Zu Absatz 2  
Absatz 2 Satz 1 vertieft die Aufgaben noch weiter. Dabei sieht der Gesetzgeber  
Bibliotheken als Teil der modernen Wissenschaft, in der Wissen ein wichtiges Allge-
meingut ist. Bibliotheken in Schleswig-Holstein sollen ihren Nutzerinnen und Nutzern 
helfen, sich in der digitalen Gesellschaft zurechtzufinden. Damit hier tatsächlich eine 
Teilhabe aller möglich wird, sollen Bibliotheken nach Absatz 2 Satz 2 in Kooperation 
mit anderen Bildungseinrichtungen Lese-, Medien- und Informationskompetenz an 
ihre Nutzerinnen und Nutzer zielgruppenorientiert vermitteln. Bibliotheken zählen zu 
den Kernen kultureller Infrastruktur und sind Teil der lebendigen, von Vielfalt gekenn-
zeichneten Kulturgesellschaft Schleswig-Holsteins. Dies wird in Satz 3 verdeutlicht. 
Der Beitrag der Bibliotheken zur Bewahrung des kulturellen Erbes liegt hier im We-
sentlichen in der Bestandserhaltung (Konservierung bzw. Restaurierung), aber auch 
der Digitalisierung. 
 
Zu Absatz 3 
In Satz 1 wird dem Land, den Gemeinden und den Gemeindeverbänden ein Gewähr-
leistungsauftrag hinsichtlich einer bibliothekarischen Grundversorgung entsprechend 
der derzeitig bestehenden Bibliothekslandschaft auferlegt, wodurch keine neuen 
Kosten entstehen. Der Begriff der Grundversorgung ist an den entsprechenden Be-
griff in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum Rundfunkrecht an-
gelehnt. 
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Zu Absatz 4 
Hier wird die bibliothekarische Kooperation behandelt, zu der alle Bibliotheken im 
Land verpflichtet sind. Insbesondere mit Blick auf die unterschiedlich verlaufende 
demographische Entwicklung werden innovative Ansätze der Zusammenarbeit  
zwischen den Stadt- und Umlandbereichen und den ländlichen Räumen immer wich-
tiger. Gegenstände der Kooperation sind die Erfüllung überregionaler Aufgaben, 
konsortiale Erwerbung, Vermittlung bibliothekarischer Kompetenzen sowie der regio-
nale und wissenschaftliche Leihverkehr (Fernleihe) oder moderne Dienstleistungen 
wie die digitale Ausleihe (Onleihe). Auf die Kooperation mit Schulen und anderen 
Bildungseinrichtungen geht Absatz 4 Satz 2 ein. Je nach Einrichtungen können loka-
le oder auch überregionale Kooperationen angestrebt werden. 
 
Zu Absatz 5 
Mit Absatz 5 wird die Zielgruppenarbeit der Bibliotheken betont und Art. 30 der UN-
Behindertenrechtskonvention umgesetzt. 
 
Zu Absatz 6 
Das Gesetz weist auf die relevanten quantitativen und qualitativen Anforderungen an 
Bibliotheken hin, ohne diese im Einzelnen zu beschreiben und verpflichtend vorzu-
schreiben. Abstufungen zwischen hauptamtlich und ehrenamtlich geleiteten Biblio-
theken sind möglich. Mit der Nennung der Kriterien soll jenseits konkreter Vorgaben 
gleichwohl deutlich gemacht werden, dass es bestimmte Eckdaten gibt, die die Quali-
tät einer Bibliothek ausmachen. Bereits bestehende Mindeststandards werden ge-
setzlich manifestiert. 
 
 
Abschnitt 2 Bibliotheken in Schleswig-Holstein 
 
Zu § 3 Öffentliche Bibliotheken 
 
§ 3 BiblG behandelt die Öffentlichen Bibliotheken. Der Begriff der Öffentlichen Biblio-
thek bezeichnet die Gesamtheit aller Bibliotheken von Städten, Gemeinden, Kreisen 
(inklusive Stadtteilbibliotheken, Fahrbüchereien etc.) und dient der Abgrenzung ge-
genüber den wissenschaftlichen Bibliotheken in § 4, die nicht in erster Linie der All-
gemeinheit, sondern den wissenschaftlichen Lehr- und Forschungsinteressen ihrer 
Einrichtungen dienen. Außerdem wird hier der bibliothekarische Grundsatz beschrie-
ben, dass die Medienauswahl durch das Fachpersonal der Bibliothek nach sach-
lichen Gesichtspunkten frei von weltanschaulichen und politischen Begrenzungen in 
eigener Verantwortung zu erfolgen hat. 
 
Zu Absatz 1 
Absatz 1 definiert eine Öffentliche Bibliothek. Mit der in Satz 2 beschriebenen Unab-
hängigkeit der Medienauswahl wird der in der Präambel definierten Aufgabe von Bib-
liotheken, das Grundrecht auf freie Information aus allgemein zugänglichen Quellen 
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zu gewährleisten, Rechnung getragen. Satz 3 weist auf die Fürsorgepflicht schutz-
bedürftiger Bevölkerungsgruppen hin. Im Einzelnen werden die Aufgaben nicht näher 
definiert, da sie dem entsprechen, was oben in § 2, den allgemeinen Aufgaben der 
Bibliotheken, bereits ausführlich bestimmt ist. Darüber hinaus wird die besondere 
Aufgabe der Öffentlichen Bibliotheken hinsichtlich der Lese- und Lernförderung so-
wie Informationskompetenz umschrieben. In Satz 5 werden die Bibliotheken in der 
Trägerschaft der Dansk Centralbibliotek for Sydslesvig e.V. aufgrund ihrer Bedeu-
tung für Schleswig-Holstein ausdrücklich verankert. 
 
Zu Absatz 2 
Absatz 2 sichert durch hauptamtliche bibliothekarische Fachkräfte, die über eine 
fachspezifische Ausbildung im Bibliothekswesen verfügen, kompetenten Service wie 
beispielsweise Beratung. Diese Regelung soll dem Trend entgegenwirken, dass auf-
grund von Personalkosteneinsparungen vermehrt bibliothekarische Hilfskräfte be-
schäftigt werden. Unbeschadet davon können bibliothekarische Nebenstellen insbe-
sondere in größeren Städten durch den Einsatz von ehrenamtlichen Kräften flankie-
rend und kundenorientiert unterstützt werden. 
 
Zu Absatz 3 
Diese Vorschrift impliziert, dass es allen Einwohnerinnen und Einwohnern möglich 
sein soll, ohne größeren Aufwand eine Bibliothek zu besuchen. Hier wurden bewusst 
unbestimmte Rechtsbegriffe verwendet, um den Bibliotheksträgern Spielräume zu 
ermöglichen und keine zusätzlichen Kosten zu verursachen. Zur Absicherung der 
flächendeckenden Grundversorgung wird den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
auferlegt, dass sie Fahrbibliotheken vorhalten können, wenn auf die Einrichtung einer 
Standbibliothek verzichtet wird. Die explizite Erwähnung der Fahrbibliotheken im Ge-
setz soll ihre besondere Bedeutung gerade für den ländlichen Raum bestärken. Als 
Beispiele interkommunaler Zusammenarbeit erfüllen sie das Gebot der Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse für die gesamte Bevölkerung in kostengünstiger 
Form. 
 
Zu Absatz 4 
Absatz 4 bestimmt, dass sich das Land für die Erfüllung seiner Aufgaben aus der 
Landesverfassung hinsichtlich der Verteilung der Mittel des Büchereivereins Schles-
wig-Holstein e.V. und der Büchereizentrale bedient. Damit wird die zentrale Stellung 
des Büchereivereins für das öffentliche Bibliothekswesen gewürdigt und die Be-
standssicherung sowie die bewährte und stabilisierende Struktur zur Verteilung der 
im FAG vorgesehenen finanziellen Mittel gesetzlich verankert. 
 
Zu § 4 Wissenschaftliche Bibliotheken 
 
Die wissenschaftlichen Bibliotheken an den Hochschulen, also an Universitäten, 
Fachhochschulen und an Kunst- und Musikhochschulen, werden in § 4 BiblG ge-
regelt. In der Verantwortung des für Wissenschaft zuständigen Ministeriums liegt 
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auch der Beirat der wissenschaftlichen Bibliotheken. Die wissenschaftlichen Biblio-
theken nehmen eine doppelte Funktion wahr. Sie dienen primär der Aufgaben-
erfüllung der sie tragenden Einrichtungen, zugleich aber auch der wissenschaftlichen 
Informationsversorgung der Bevölkerung. Sie stehen deshalb grundsätzlich auch der 
allgemeinen Öffentlichkeit für die private und berufliche wissenschaftliche Bildung zur 
Verfügung. Die damit gesetzlich eröffnete Allgemeinzugänglichkeit ist eine wesent-
liche Absicherung der Rolle der wissenschaftlichen Bibliotheken für die öffentliche 
Literaturversorgung. 
 
Zu Absatz 1 
Im Gegensatz zu den Öffentlichen Bibliotheken dienen die wissenschaftlichen Biblio-
theken primär der Literatur- und Informationsversorgung für Wissenschaft, Forschung 
und Lehre. Ihre Aufgaben sind daher im Hochschulgesetz grundsätzlich geregelt. 
Von der Begrifflichkeit umfasst sind auch die Stiftungseinrichtungen unter der 
Rechtsaufsicht des Landes. Die Bibliothek des Nordfriisk Instituut versteht sich als 
An-Institut der Europa-Universität Flensburg als öffentlich zugängliche wissenschaft-
liche Spezialbibliothek und wird aufgrund ihrer Bedeutung für die friesische Volks-
gruppe in Schleswig-Holstein ausdrücklich erwähnt. 
 
Zu Absatz 2 
Absatz 2 Satz 1 enthält die Förderung des freien Zugangs zu wissenschaftlichen In-
formationen im Internet (Open Access: das Prinzip des freien Zugangs zu wissen-
schaftlichem Wissen, insbesondere zu Forschungsergebnissen, deren Erarbeitung 
mit öffentlichen Mitteln finanziert worden ist, durch die für Nutzerinnen und Nutzer 
entgeltfreie Bereitstellung elektronischer Publikationen im Internet) in Anlehnung an 
die vom für Wissenschaft zuständigen Ministerium im November 2014 veröffentlich-
ten „Strategie 2020 der Landesregierung Schleswig-Holstein für Open Access“. Die 
freie und ungehinderte Zugänglichkeit von insbesondere öffentlich finanzierten und 
ermöglichten wissenschaftlichen Publikationen durch die Erschließung vorhandener 
Open-Access-Angebote durch die wissenschaftlichen Bibliotheken ist in einer Zeit, 
in der das Internet zum führenden Recherche- und Kommunikationsmedium der 
Wissenschaft geworden ist, von hoher Bedeutung. 
 
Zu Absatz 3 
Die Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschaftswissenschaften – Leibniz-Informations-
zentrum Wirtschaft (ZBW) findet als international herausragende Forschungsbiblio-
thek besondere Erwähnung. Für die Errichtung der ZBW als rechtsfähige Stiftung 
wurde ein entsprechender Staatsvertrag zwischen Schleswig-Holstein und Hamburg 
vereinbart. Sie ist in besonderer Weise der Förderung von Open Access und Open 
Science (das Ziel, die Wissenschaft zu öffnen und einer größeren Zahl von Men-
schen einfacher zugänglich zu machen) verpflichtet. 
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Zu Absatz 4 
Die wissenschaftliche Stadtbibliothek in Lübeck bildet einen eigenen Bibliothekstyp in 
Schleswig-Holstein, der in § 4 Abs. 3 BiblG vor allem in seiner Bedeutung für das 
kulturelle Erbe des Landes gewürdigt wird. Sie ist eine Fusion aus ehemaliger Stadt-
bibliothek, einer historischen Bibliothek, einer wissenschaftlichen Bibliothek und einer 
Öffentlichen Bibliothek. 
 
Zu Absatz 5 
Auch die Eutiner Landesbibliothek wird in ihrer Bedeutung und dem einmaligen 
Sammlungsschwerpunkt zur historischen Reisekultur gewürdigt. Sie steht Fachleuten 
wie auch der Öffentlichkeit als Präsenzbibliothek zur Verfügung und präsentiert ihre 
Ergebnisse in Ausstellungen und Veröffentlichungen. 
 
Zu § 5 Schulbibliotheken und Bibliotheken für den Dienstgebrauch 
 
Sowohl Schulbibliotheken als auch Bibliotheken für den Dienstgebrauch haben einen 
eingeschränkten Benutzerkreis und sind daher in einer Vorschrift zusammengefasst. 
 
Zu Absatz 1 
Absatz 1 betont die besondere Bedeutung von Schulbibliotheken bei der Umsetzung 
des Bildungsauftrags. Schulbibliotheken leisten einen wichtigen Beitrag bei der Ver-
mittlung von Lese- und Informationskompetenz im Rahmen der Schulbildung. In 
Satz 2 wird die Kooperation von Schulbibliotheken mit anderen Öffentlichen Biblio-
theken und Wissenschaftlichen Bibliotheken festgehalten, um Synergieeffekte zu er-
zielen. Die Büchereizentrale berät Schulbibliotheken in bibliotheksfachlichen Fragen. 
Damit werden Empfehlungen der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages 
„Kultur in Deutschland“ 2007 sowie der KMK zum Öffentlichen Bibliothekswesen 
(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 9. September 1994) für eine stärkere 
Förderung der Zusammenarbeit von Schulbibliotheken mit anderen Bibliotheken, wie 
z.B. wissenschaftlichen Bibliotheken, umgesetzt. Hier findet sich eine Wiederholung 
der bereits in § 3 Absatz 1 für Öffentliche Bibliotheken definierten Aufgaben. Damit 
wird jedoch bekräftigt, dass sich die Schulbibliotheken dieser Aufgabe im Besonde-
ren zuwenden sollen. Die Bestimmungen des Schleswig-Holsteinischen Schul-
gesetzes bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Finanzierungs-
regelung, die auch im vorliegenden Gesetz in § 7 Absatz 1 deutlich bestimmt, dass 
Bibliotheken von ihren Trägern finanziert werden. Da das Land nicht alleiniger Schul-
träger ist, wird der Begriff „öffentliche Schule“ verwendet, um zu verdeutlichen, dass 
das BiblG sich nur auf Bibliotheken in öffentlicher Trägerschaft bezieht. Die Regelung 
soll dazu beitragen, durch Koordination und Zusammenarbeit untereinander mehr 
Synergieeffekte herbeizuführen. 
 
Zu Absatz 2 
Behörden- und Gerichtsbibliotheken sowie die Parlamentsbibliotheken sind in erster 
Linie für den Dienstgebrauch der Verwaltung und der Gerichte bestimmt und nehmen 
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nur in einem eingeschränkten Maße an der allgemeinen Informationsversorgung teil. 
Allerdings können die einzelnen Dienststellen ihre Bibliothek ganz oder teilweise zu-
gunsten der Allgemeinheit öffnen. Im Ermessen der jeweiligen Dienststelle liegen 
auch Einschränkungen, wie sie sich etwa für den Schleswig-Holsteinischen Landtag 
ergeben aufgrund von Parlamentsakten und nicht öffentlichen Parlamentsdokumen-
ten. Bibliotheken in Justizvollzugsanstalten sind nicht für die Öffentlichkeit bestimmt. 
 
Zu § 6 Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek 
 
Die rechtliche Einordnung der Schleswig-Holsteinischen Landesbibliothek als  
Landesoberbehörde und die Normierung der landesbibliothekarischen Aufgaben ge-
hören zu den zentralen Inhalten dieses Landesbibliotheksgesetzes. 
 
Zu Absatz 1 
Neben der Bestimmung der Landesbibliothek als Landesoberbehörde wird insbeson-
dere auch die zentrale Zuständigkeit der Landesbibliothek für das kulturelle Gedächt-
nis in Schleswig-Holstein hervorgehoben. Hiervon erfasst sind auch die zum Kern-
bestand der Landesbibliothek gehörenden Landesgeschichtlichen Sammlungen. Ob-
wohl die Bibliothek schon seit 1899 den Namen „Landesbibliothek“ führt, wurde sie 
erst im Jahr 1947 in die Zuständigkeit des Landes Schleswig-Holstein überführt. Bis-
her ist jedoch, wie der LRH zu Recht bemerkt, ihre Stellung „im Gefüge der Schles-
wig-Holsteinischen Landesbehörden unklar“. Während der Status für das Landesamt 
für Denkmalpflege und das Archäologische Landesamt sowie das Landesarchiv ge-
setzlich als Landesoberbehörden definiert ist, fehlt für die Landesbibliothek bisher 
eine vergleichbare Regelung. Diese Regelungslücke wird mit der Formulierung des 
Absatz 1 behoben. Damit wird die Landesbibliothek nicht nur den anderen Landes-
oberbehörden rechtlich gleichgestellt, sondern auch ihre eigene rechtliche Stellung 
innerhalb der schleswig-holsteinischen Landesverwaltung wird damit abschließend 
geklärt. Die Fachaufsicht für die SHLB liegt, ebenso wie die Fachaufsicht für die drei 
weiteren Landesämter, im für Kultur zuständigen Ministerium. Haushaltsmittel wer-
den über den Kulturhaushalt (Kap. 0943) zur Verfügung gestellt. 
 
Zu Absatz 2 
Seit ihrer Gründung hat die Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek (SHLB) ihren 
Charakter als Spezialbibliothek für schleswig-holsteinische Landeskunde erweitert 
und hat inzwischen einen festen Platz im Gefüge des dualen Systems des deutschen 
Bibliotheksnetzes (Nationalbibliothek und Regionalbibliotheken). Das Gesetz nennt 
hier in einer Aufzählung typische landesbibliothekarische Aufgaben, die allgemein als 
Pflege des kulturellen Erbes, bibliothekarische Koordination und bibliotheksfachliche 
Beratung beschrieben sind. Dabei umfasst der Begriff „Medienwerke“ auch Hand-
schriften, Musikalien und weitere Kulturgüter. Die Landesbibliothek ist das zentrale 
kulturelle Gedächtnis des Landes Schleswig-Holstein und hat die Aufgabe, Medien-
werke mit Bezug zur Geschichte und Landeskunde des Landes Schleswig-Holstein 
und seiner Nachbargebiete, insbesondere Dänemarks, zu sammeln, zu archivieren, 
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zu erschließen, nachhaltig zu erhalten, bibliographisch nachzuweisen und der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen. Die Aufgaben im Einzelnen sind in der aktualisierten 
Benutzungsordnung bestimmt.  
 
Zu § 7 Finanzierung und Benutzungsentgelt 
 
Zu Absatz1 
Hier kommt der Charakter des Landesbibliotheksgesetzes, eben kein Bibliotheks-
fördergesetz zu sein, klar zum Ausdruck, denn die Finanzierung von Bibliotheken ist 
vorrangig Sache ihrer Träger. Gemäß Artikel 13 Abs. 3 der Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein ist die Förderung des öffentlichen Bibliothekswesen gemeinsame 
Aufgabe des Landes, der Gemeinden und der Gemeindeverbände. 
 
Zu Absatz 2 
Darüber hinaus unterstützt das Land Schleswig-Holstein öffentliche Bibliotheken 
nach Maßgabe des Absatzes 2. Diese ist in § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 FAG als Förde-
rung des Büchereiwesens mit einer jährlichen Dynamisierung von 1,5 % festgelegt.  
§ 17 Abs. 1 FAG regelt die Zuweisung zur Förderung des Büchereiwesens und be-
stimmt, dass die Gemeinden, Kreise und Ämter, die Mitglied des Büchereivereins 
Schleswig-Holstein e.V. sind, aus den bereitgestellten Mitteln Zuweisungen zur För-
derung des Büchereiwesens erhalten. § 17 Abs. 2 FAG bestimmt, dass das für Kultur 
zuständige Ministerium über die Bewilligung der Zuweisungen entscheidet. Die Auf-
gabe der Weiterverteilung der Förderung hat das zuständige Ministerium mit Erlass 
vom 27. Juni 2014 aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung auf den Bücherei-
verein übertragen. Damit basiert die Verteilung der Mittel durch den Büchereiverein 
auf einer rechtlichen Grundlage. Die Grundlagen der Förderung sind vom Bücherei-
verein veröffentlicht. Die Gewährung von Zuschussleistungen setzt die Erfüllung be-
stimmter Rahmenbedingungen voraus. Sie beziehen sich beispielsweise auf einen 
angemessenen jährlichen Medienetat, eine hauptamtliche Fachkraft oder zeitgemä-
ße Technik. Die hier vorgesehene gesetzliche Formulierung bildet damit die bereits 
bestehende Mittelverteilung aus dem FAG ab. Der besonderen Bedeutung des Bü-
chereivereins wird durch Erlass des zuständigen Ministeriums zur Verteilung der Mit-
tel ebenfalls Rechnung getragen. Diese Kooperation wurde von der Enquete-Kom-
mission des Deutschen Bundestages „Kultur in Deutschland“ 2007 lobend erwähnt; 
es ist nicht vorgesehen, den derzeitigen Status zu verändern. 
 
Zu Absatz 3 
Im Sinne des Grundrechts der Informationsfreiheit wird eine kostenfreie Benutzung 
der Bibliotheken vor Ort garantiert (Präsenznutzung). Es wird den Bibliotheken die 
Möglichkeit eröffnet, angemessene Benutzungsentgelte zu erheben, die sozial aus-
gewogen sein sollen. Darunter fallen u.a. Mahnungen, Gebühren für verspätete 
Rückgaben oder die Ausstellung von Ersatzausweisen sowie die Wiederbeschaffung 
verlorener Medien. 
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Zu § 8 Datenschutz und Belegexemplare 
 
Zu Absatz 1 
In Ergänzung zu den Bestimmungen des Landesdatenschutzgesetzes bestimmt  
§ 8 BiblG, dass zur Erschließung und Verzeichnung von Bibliotheksbeständen per-
sonenbezogene Daten verarbeitet und auch über öffentliche Netze zugänglich ge-
macht werden dürfen. Soweit Nachlässe in Bibliotheken zu finden sind, gelten die 
Bestimmungen des Gesetzes über die Sicherung und Nutzung öffentlichen Archiv-
guts in Schleswig-Holstein entsprechend. Auch in diesem Punkt wurde eine Paralleli-
sierung archiv- und bibliotheksrechtlicher Regelungen bei vergleichbaren Sachver-
halten angestrebt. Dies ist sinnvoll, da die Bibliotheken bei der Durchführung ihrer 
Aufgaben personenbezogene Daten benötigen. Im Übrigen gelten die Regelungen 
des Landesdatenschutzgesetzes. Soweit nicht besonders sensible Bereiche i.S.d. 
§ 3 Absatz 9 Bundesdatenschutzgesetz betroffen sind, soll den Bibliotheken die Zu-
gänglichmachung des personenbezogenen Materials für Forscherinnen und Forscher 
schon spätestens ab dem Todeszeitpunkt erlaubt werden. Die Möglichkeit zur Ver-
kürzung von Schutzfristen zugunsten der Wissenschaftsfreiheit entspricht der be-
währten Rechtspraxis des Landesarchivgesetzes. 
 
Zu Absatz 2 
Auch bei der so genannten Belegexemplarregelung ist eine Gleichbehandlung mit 
dem Archivwesen geboten. Danach ist ein kostenfreies Belegexemplar abzuliefern, 
wenn eine Publikation unter wesentlicher Verwendung von Archivalien erstellt wurde. 
Sinn der Ablieferung besteht in der Dokumentation der Forschung, der Schonung der 
Originale vor Doppelforschung und der Abgeltung des Betreuungsaufwandes bei der 
Vorlage der Originale.  
 
 
Abschnitt 3 Pflichtexemplare  
 
Das in den §§ 9 und 10 enthaltene Pflichtexemplarrecht war bisher im Gesetz über 
die Presse (Landespressegesetz) geregelt. Das Landespressegesetz sieht eine An-
bietungspflicht vor, die für drei Bibliotheken gilt. Zwischen der Universitätsbibliothek 
Kiel, der Schleswig-Holsteinischen Landesbibliothek und der Bibliothek der Hanse-
stadt Lübeck bestehen deshalb Absprachen über die Sammeltätigkeit von Pflicht-
exemplaren. Die entsprechenden Vorschriften werden durch Art. 2 aufgehoben und 
in das Landesbibliotheksgesetz überführt. Dabei wurden die früheren Regelungen 
nicht nur modernisiert, sondern auch um den Sammelauftrag von Netzpublikationen 
erweitert. 
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Zu § 9 Anbietungspflicht und Pflichtbibliotheken 
 
Zu den Absätzen 1 und 2 
Die Absätze 1 und 2 stellen klar, dass jede und jeder Anbietungspflichtige, der sei-
nen Sitz in Schleswig-Holstein hat, ein Exemplar an die zuständige Pflichtbibliothek 
anbieten und auf Verlangen auf eigene Kosten abliefern muss. 
 
Zu Absatz 3 
Hier sind die Ausnahmen geregelt, in denen kein Pflichtexemplar abgeliefert werden 
muss. 
 
Zu Absatz 4 
Es ist Eigenart des schleswig-holsteinischen Pflichtexemplarrechts, dass es drei 
Pflichtbibliotheken gibt. Typischerweise werden Pflichtexemplare an einer zentralen 
zuständigen Stelle gesammelt, wobei dies eine klassische Aufgabe der sogenannten 
Staatsbibliotheken ist. Die Universitätsbibliothek Kiel ist als die einzige Universal-
bibliothek (für alle Wissensgebiete) in Schleswig-Holstein die größte Pflichtbibliothek. 
Sie nimmt als die einzige im Lande (quasi mit Funktionen einer „Staatsbibliothek“ wie 
sie in anderen Bundesländern bezeichnet werden würde) angebotene Pflichtexemp-
lare fachlich umfassend auf und stellt sie landesweit und über Fernleihe auch den 
anderen Bundesländern zur Verfügung. Die Schleswig-Holsteinische Landesbiblio-
thek ist als landeshistorisch-landeskundlich ausgerichtete Spezialbibliothek nur für 
den Teil der Pflichtliteratur zuständig, der diese Inhalte betrifft. In Schleswig-Holstein 
ist weiterhin die besondere Rolle Lübecks zu berücksichtigen. Die Bibliothek der 
Hansestadt Lübeck sammelt aus einem historisch geprägten Kontext heraus lübecki-
sche Schriften. 
 
Zu Absatz 5 
Die Pflichtbibliotheken untereinander müssen Absprachen treffen. Diese können in 
einer Verordnung geregelt werden.  
 
Zu Absatz 6 und 7 
Soweit unkörperliche Medienwerke an die Pflichtbibliotheken übermittelt werden, be-
kommen die Bibliotheken in schlüssiger Weise alle notwendigen für die Nutzung des 
Medienwerks in den Räumen der Bibliothek sowie für die Langzeitarchivierung not-
wendigen Rechte eingeräumt. Ob die unkörperlichen Medienwerke ggf. zur Kosten-
minimierung an einer zentralen Stelle an der Universitätsbibliothek der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel gespeichert werden, kann das zuständige Ministerium  
per Verordnung regeln. 
 
Zu § 10 Verfahren der Anbietung und Ablieferung 
 
Zu Absatz 1 
Die Vorschrift regelt das Verfahren der Anbietung und Ablieferung. 
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Zu Absatz 2 
Hier gewährt die die Ablieferung verlangende Bibliothek unter gewissen Umständen 
und in Einzelfällen eine Entlastungsmöglichkeit. Anderenfalls kann die Bibliothek auf 
das Medienwerk verzichten. 
 
Zu Absatz 3 
Absatz 3 nimmt Bezug auf die von der Deutschen Nationalbibliothek eingeführten 
technischen Standards zur Ablieferung unkörperlicher Medienwerke. Nähere An-
gaben hierzu finden sich auf deren Internetseiten (www.dnb.de) in der „Verordnung 
über die Pflichtablieferung von Medienwerken an die Deutsche Nationalbibliothek“ 
und in den „Häufig gestellten Fragen Erwerbung – Medienwerke (FAQ)“. 
 
Zu Absatz 4 
Im Unterschied zu § 9 Absatz 4, in dem die Ausnahmen der Anbietungspflicht defi-
niert werden, wird hier das Verfahren bei periodischen Medienwerken geregelt. 
 
Zu Absatz 5 
Um sicherzustellen, dass die Pflichtbibliotheken die Werke erhalten, eröffnet die Vor-
schrift die Möglichkeit, dass die Bibliotheken sich nach Ablauf einer Frist die Werke 
auf Kosten der Druckerinnen und Drucker oder Verlegerinnen und Verleger selbst 
anderweitig beschaffen. 
 
Zu Absatz 6 
Hier wird den Pflichtbibliotheken die Möglichkeit offen gehalten, auf Exemplare zu 
verzichten, die nicht dem Sammelauftrag einer Pflichtexemplarbibliothek ent-
sprechen. 
 
Zu Absatz 7 
Während sich Absatz 5 auf die Nichteinhaltung der Ablieferungspflicht im Hinblick auf 
Medienwerke bezieht, geht es in Absatz 7 um die notwendigen Auskünfte zu einem 
Werk, die sogenannten Metadaten. 
 
Zu § 11 Verordnungsermächtigung 
Dem zuständigen Ministerium wird hier die Möglichkeit gegeben, weitere Einzel-
heiten der Ablieferungspflicht, wie etwa den Zeitpunkt der Anbietung, durch Verord-
nung zu regeln. 
 
Zu § 12 Ordnungswidrigkeiten 
Um die Pflicht der Anbietung wirksam durchsetzen zu können, bedarf es der Ahn-
dung als Ordnungswidrigkeit für den Fall, dass der Verpflichtung vorsätzlich nicht 
nachgekommen wird. § 12 übernimmt die derzeit geltenden Regelungen aus § 16 
des Landespressegesetzes für die körperlichen Medienwerke. Medienwerke in un-
körperlicher Form sind von den Ordnungswidrigkeiten ausgenommen. 
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Zu Artikel 2 
Das Pflichtexemplarrecht wird jetzt im Bibliotheksgesetz geregelt. Entsprechend sind 
§ 12 und § 16 Absatz 1 Nummer 3 des Landespressegesetzes aufzuheben bzw. zu 
ändern. 
 
 
Zu Artikel 3 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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